
Das Geld folgt den Studenten
Studielgebühren sind für den CHE-Chef Detlef Müller-Böling ein N'Iittel,

um die Lehle ztt verbesserrl

T-\i" Srudiengebühren-Debatte
lJ gellt weiter. Ersr in der vergan-
genen Woche hat das Centrum fur
Flochschulentwicklung (CHE) in
Gütersloh eine Studie vorgelegt. Sie
zeigt, dass sich ein Studium lohnt -
auch finanziell (siehe ,,Berliner Zei-
tung", 13. April). Aus diesem Grund
sollten Akademiker auch einen Bei-
trag ftir ihre Ausbildung leisten.
Detlef Müller-Böling, der Leiter des
CHE, gehört zu den engagiertesten
Gebührerr-Befürwortern.

Sirtd Studiengebühren unter den ge-
genwärtigen Bedingtngen über-
haupt denkbar? Geht es nicht in die
falsche Richtung, angesichts der
schlechten Bedingwtgen an den
Unis uort Gebühren zu reden?

Zunächst ist zu bekräftigen, dass
die Einführung von Studiengebüh-
rcn nrit einer grundsätzlichen Re-
ftrrrn der staatlichen Unterstützung
des Lebensunterhalts verbunden
rverden sollte. Eine solche Gesamt-
reform hat das CI{E mit seinem,,In-
vestiF" -Modell vorgeschlagen. über
diese kann es gelingen, den,Kreis
der Geförderten im Vergleich zum
heutigen Bafög erheblich auszu-
dehnen und bessere Rahmenbedin-
gungen für die Einftihrung von Ge-
bühren zu schaffen.

Häufi g wird argumentiert, Studi-
engebühren wären auf Grund der
schlechten Betreuung und geringen
Lehrleistungen an deutschen Hoch-
schulen nicht zu rechtfertigen. Erst
müssten die Zustände verbessert,
dann könnten Gebühren erhoben
werden. Das stellt die logischen Zu-
sarnmenhänge aul den Kopf: Eine
Vcrbesserung der Lehre ist nichtVo-
raussetzung, sondern Ergebnis von
Studiengebühren. Studiengebüh-
ren, die direkt den Hochschulen- zu-
gute kommen, mindern die Unterfi-
nanzierung in der Lehre und setzen
Anreize für die Professoren, Curch
attraktive t.ehre Studierende anzu-
ziehen und damit Einnahmen zu
erzielen. Die soziale Situation der
Studierenden wiederum ist keinWi-

derspruch zu Studiengebühren,
wenn tran die Gebühren sozialver-
träglich gestaltet. Es ist kein Zufall,'
dass in Australien oder Großbritan-
nien Gebühren von Labour-Regie-
rungen eingeführt wurden. In Aust-
ralien waren die Gebühren eine ge-
zielte soziale Maßnahme: Durch
Ausweitung der llochschulmittel
gelang es, die Zahl der Studienplät-
ze auszudehnen und dadurch mehr
Kindern aus unteren sozialen
Schichten eine Hochschulausbil-
dungzu ermöglichen.

Wie sollen sozialuertrögliche Studi-
engebühren aussehen?

, Sie sind darln sozialverträglich,
wenn sie jedem studieninteressen-
ten, unabhängig von seiner sozialen
Herkunft, die Aufnahme des Studi-
ums ohne zusätzliche finanzielle
Risiken ermöglichen. Dies wird
durch ein Darlehenssystem mit ein-
kommensabhängiger Rückzahluns
gewährleistet, bei dem die Rück-
zahlungen nur den gut verdienen-
den Absolventen treffen. Ist ein sol-
ches Darlchensr.nodcll vorhanden,
ist ein Stipendiensystem nicht
zwi ngend erforderlich.

Besteht nicht die Gefahr dass Ge-
biihren gar nicht erst den IJrtis zugtt-
te kommen, sondern im Staatshaus-
lnlt uersickern?

Eine Kürzung staatlicher Zuwei-
sungen als Reaktion auf Studienge-
bühren kann durch verschiedene
Regelungen vermieden oder zu-
mindest stark erschwert werden:
Entscheidend ist zunächst, dass die
Gelder direkt den Hochschulbud-
gets zufließen. Daniber hinaus soll-
te sich auch die staatliche Finanzie-
rung am Prinzip ,,Geld folgt Studie-
renden" orientieren, beispielsweise
über formelgebtrndene I.inanzzu-
rveisurrgerr an die Hochschulen. Arrf
diese Weise bewegen sich clie staat-
lichen und privaten Einnahmen mit
der Veränderung der Studierenden -
zahlen in dieselbe Richtung und
sind nicht gegenläufig. Hilfreich ist

ferner - rvie das Beispiel Neusee-
land zeigt - eine gesellschaftliche
Debatte über den ,,richtigen" Anteil
an privater Finanzierung eines Stu-
dienplatzes. Eine Festlegung etwa

, auf 20 Prozent erschwert es natür-
lich dem Staat, sich aus den restli-
chen 80 Prozent zrrrtickzuziehen.

Sie uertrelen das CHE-Studierfuei-
tragisttrcdell und haben sich bereits

fär Gebähren uott etwa 1000 Mark
pro Settrcster ot.sgesproclrctt. Wer
rticht zaltlen kann, erhält ein Darle-
hen, das eittkonunensabhärtgig ztt-
rückgezahlt werden soll. Hat lhr Mo-
dell Chartcen?

Das Studienbeitragsmodell fand
inzwischen breite Anerkennung -
so haben beispielsweise die ,,frinf
Weisen" in ihrem Iahresgutachten
I 999 den Vorschlag aufgegriffen. In-
zwischen gab es auch eine wissen-
schaftliche Auseinandersetzung mit
dem Modell, in der die Ideen Unter-
stützung fanden. Es ist zudem ge-
lungen, mit dem nachfblgenden
Vorschlag,,InvestiF und GefoS" das
Studienbeitragsmodell in ein Ge-
samtkonzept zur Bildun gsfi nanzie-
rung zu integrieren. Das Modell ist
sozial orientiert und vermeidet,
dass das Gebiihrenau{komrnen
bein"r Staal versickert. lis ernrögliclrt
die Einführung dines f)arlehensmo-
dells ohne zusätziiche staatliche
Anschubfinanzierung. IJnd es bie-
tet direkle Vrrreile fiir die Srudie-
renden durch Regelungen zum
hochschulinternen Umgang mit
den Einnahmen. Das Modelliariert
die unterschiedlichen Anforderun-
gen an Gebührenmodelle sorgfältig
aus. Im Vergleich zu einigen ande-
ren der zurzeit diskutierten Modelle
ist das Studienbeitragsmodell be-
reits sehr konkret ausfbrrnuliert.
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Detlef Müller-Böling sieht sich selbst als Berater.

Modelle
Detlef Müller-Böling leitet
das Centrum für Hoch-
schulentw.icklun g (CHE)

in Gütersloh seit 1994.

Davor war der Professor
ftir Betriebswirtschaft
vier Jahre lang Rektor der
Universität Dortmund.
Manche nennen ihn den
,,heimlichen Bildungsmi-
nister".

Das CHE, von der Ber-
telsmann-Stiftung und
der Hochschulrektoren-
konferenz gegründet,
entwickelt Rcfornrkon.
zepte, organisiert Tagun-
gen, fördert Modellversu-
che. Im Mai 1998 legte es

mit dem Stifterverband
für die Deutsche Wissen-
schaft das,,Modell für
einen Beitrag der Studie-
renden zur Finanzierung

;4 der Hochschulen" (Studi-

enbeitragsmodell) vor.
Erst in der letztenWoche
vertagten die Kultusmi-
nister ihre Entscheidung
über ein gebührenfreies
Erststudium.


